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Fachgebiet Öffentliches Recht 

Professor Dr. Viola Schmid, LL.M. (Harvard) 
 

Recht der Informationsgesellschaft I 

Klausur am 27. Februar 2009 

Name: 

 

Vorname: 

Matrikelnummer: Studiengang: Bitte mit Angabe ob Dipl. / BSc. /MSc. 

 

E-Mail-Adresse: 

 

 Bitte füllen Sie die Angaben in Ihrem eigenen Interesse gut leserlich aus! 

Teil I – 50 Punkte 

1. Welche Bestandteile hat das „Interessenschema“ des Fachgebiets Öffentliches Recht? 

(10 Punkte) 

2. Welche Bestandteile hat ein RER-Schema und wie ist der „Verhältnismäßigkeitsgrundsatz 

im engeren Sinne“ definiert? (10 Punkte)   

3. Was ist der „unantastbare Bereich privater Lebensgestaltung“ und im Kontext welcher 

Grundrechte und welcher Entscheidungen des Bundesverfassungsgerichts spielt er eine 

Rolle? (10 Punkte) 

4. Welche Beweisverwertungsverbote kennen Sie und worin unterscheiden sie sich?         

(10 Punkte)  

5. Was ist die Rechtsgrundlage für die datenschutzrechtliche Prüfung Privater durch Auf-

sichtsbehörden? (5 Punkte) 

6. Bitte beantworten Sie wahlweise a) oder b).  

a) Nennen Sie die Rechtsgrundlagen der Vorratsdatenspeicherung in Deutschland. (Anmer-

kung: In der IV. Auflage des Cyberlaw-Gesetzestextes sind die Normen zu a) noch nicht ab-

gedruckt.) (5 Punkte) 

b) Nach welchen datenschutzrechtlichen Vorschriften bemisst sich die Rechtmäßigkeit einer 

Videoüberwachung? (5 Punkte) 
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Teil II – 50 Punkte 

Szenario Forenhaftung I: 

R ist Hersteller von Uhren der Marke „Rolex“. Er ist auch Inhaber der Marke „Rolex“, die aus 
dem Wortbestandteil „Rolex“ und aus einem Bildemblem besteht, das eine fünfzackige Krone 
zeigt. Die von R hergestellten Uhren tragen auf dem Ziffernblatt und auf der Armbandschlie-
ße die Bezeichnung „Rolex“ und das Bildemblem.  
A betreibt eine Internet-Auktionsplattform. Auf den Seiten des A können private und gewerb-
lich tätige Anbieter Waren im Internet versteigern. Nach einem Registrierungsverfahren kön-
nen die Anbieter ihre Waren - unter Angabe von Versteigerungsgegenstand, Mindestgebot 
und Laufzeit – direkt auf der Plattform des A anbieten.  
X bietet über die Auktionsplattform des A regelmäßig Uhren an, die mit der Bezeichnung 
„Rolex“ und dem Bildemblem versehen sind, aber nicht von R hergestellt wurden. Die Uhren 
werden als „Replika“ oder „Nachbildung“ bezeichnet. Die Mindestgebote für diese Uhren lie-
gen zwischen 30 und 200 €.  
R möchte verhindern, dass auf den Seiten des A in Zukunft gefälschte „Rolex“-Uhren ver-
steigert werden können. Hat R gegen A einen Anspruch auf Unterlassung?  

 
Gesetzestexte: 

 
§ 3 Markengesetz 
[Als Marke schutzfähige Zeichen] 
 
(1) Als Marke können alle Zeichen, insbesondere Wörter einschließlich Personennamen, Abbildungen, 
Buchstaben, Zahlen, Hörzeichen, dreidimensionale Gestaltungen einschließlich der Form einer Ware 
oder ihrer Verpackung sowie sonstige Aufmachungen einschließlich Farben und Farbzusammenstel-
lungen geschützt werden, die geeignet sind, Waren oder Dienstleistungen eines Unternehmens von 
denjenigen anderer Unternehmen zu unterscheiden. 
 
(2) Dem Schutz als Marke nicht zugänglich sind Zeichen, die ausschließlich aus einer Form bestehen,  
1. die durch die Art der Ware selbst bedingt ist, 
2. die zur Erreichung einer technischen Wirkung erforderlich ist oder 
3. die der Ware einen wesentlichen Wert verleiht. 

 
§ 14 Markengesetz 
 [Ausschließliches Recht des Inhabers einer Marke, Unterlassungsanspruch, Schadensersatz-
anspruch]   
 
(1) Der Erwerb des Markenschutzes nach § 4 gewährt dem Inhaber der Marke ein ausschließliches 
Recht. 
 
(2) Dritten ist es untersagt, ohne Zustimmung des Inhabers der Marke im geschäftlichen Verkehr  
1. ein mit der Marke identisches Zeichen für Waren oder Dienstleistungen zu benutzen, die mit denje-
nigen identisch sind, für die sie Schutz genießt, 
2. ein Zeichen zu benutzen, wenn wegen der Identität oder Ähnlichkeit des Zeichens mit der Marke 
und der Identität oder Ähnlichkeit der durch die Marke und das Zeichen erfaßten Waren oder Dienst-
leistungen für das Publikum die Gefahr von Verwechslungen besteht, einschließlich der Gefahr, daß 
das Zeichen mit der Marke gedanklich in Verbindung gebracht wird, oder 
3. ein mit der Marke identisches Zeichen oder ein ähnliches Zeichen für Waren oder Dienstleistungen 
zu benutzen, die nicht denen ähnlich sind, für die die Marke Schutz genießt, wenn es sich bei der 
Marke um eine im Inland bekannte Marke handelt und die Benutzung des Zeichens die Unterschei-
dungskraft oder die Wertschätzung der bekannten Marke ohne rechtfertigenden Grund in unlauterer 
Weise ausnutzt oder beeinträchtigt. 
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(3) Sind die Voraussetzungen des Absatzes 2 erfüllt, so ist es insbesondere untersagt,  
1. das Zeichen auf Waren oder ihrer Aufmachung oder Verpackung anzubringen, 
2. unter dem Zeichen Waren anzubieten, in den Verkehr zu bringen oder zu den genannten Zwecken 
zu besitzen, 
3. unter dem Zeichen Dienstleistungen anzubieten oder zu erbringen, 
4. unter dem Zeichen Waren einzuführen oder auszuführen, 
5. das Zeichen in Geschäftspapieren oder in der Werbung zu benutzen. 
 
(4) Dritten ist es ferner untersagt, ohne Zustimmung des Inhabers der Marke im geschäftlichen Ver-
kehr  
1. ein mit der Marke identisches Zeichen oder ein ähnliches Zeichen auf Aufmachungen oder Verpa-
ckungen oder auf Kennzeichnungsmitteln wie Etiketten, Anhängern, Aufnähern oder dergleichen an-
zubringen, 
2. Aufmachungen, Verpackungen oder Kennzeichnungsmittel, die mit einem mit der Marke identi-
schen Zeichen oder einem ähnlichen Zeichen versehen sind, anzubieten, in den Verkehr zu bringen 
oder zu den genannten Zwecken zu besitzen oder 
3. Aufmachungen, Verpackungen oder Kennzeichnungsmittel, die mit einem mit der Marke identi-
schen Zeichen oder einem ähnlichen Zeichen versehen sind, einzuführen oder auszuführen, 
wenn die Gefahr besteht, daß die Aufmachungen oder Verpackungen zur Aufmachung oder Verpa-
ckung oder die Kennzeichnungsmittel zur Kennzeichnung von Waren oder Dienstleistungen benutzt 
werden, hinsichtlich deren Dritten die Benutzung des Zeichens nach den Absätzen 2 und 3 untersagt 
wäre. 
 
(5) Wer ein Zeichen entgegen den Absätzen 2 bis 4 benutzt, kann von dem Inhaber der Marke bei 
Wiederholungsgefahr auf Unterlassung in Anspruch genommen werden. Der Anspruch besteht auch 
dann, wenn eine Zuwiderhandlung erstmalig droht. 
 
(6) Wer die Verletzungshandlung vorsätzlich oder fahrlässig begeht, ist dem Inhaber der Marke zum 
Ersatz des durch die Verletzungshandlung entstandenen Schadens verpflichtet. Bei der Bemessung 
des Schadensersatzes kann auch der Gewinn, den der Verletzer durch die Verletzung des Rechts 
erzielt hat, berücksichtigt werden. Der Schadensersatzanspruch kann auch auf der Grundlage des 
Betrages berechnet werden, den der Verletzer als angemessene Vergütung hätte entrichten müssen, 
wenn er die Erlaubnis zur Nutzung der Marke eingeholt hätte. 
 
(7) Wird die Verletzungshandlung in einem geschäftlichen Betrieb von einem Angestellten oder Be-
auftragten begangen, so kann der Unterlassungsanspruch und, soweit der Angestellte oder Beauftrag-
te vorsätzlich oder fahrlässig gehandelt hat, der Schadensersatzanspruch auch gegen den Inhaber 
des Betriebs geltend gemacht werden. 

 
Art. 14 Richtlinie über den elektronischen Geschäftsverkehr [Hosting] 
 
(1) Die Mitgliedstaaten stellen sicher, dass im Fall eines Dienstes der Informationsgesellschaft, der in 
der Speicherung von durch einen Nutzer eingegebenen Informationen besteht, der Diensteanbieter 
nicht für die im Auftrag eines Nutzers gespeicherten Informationen verantwortlich ist, sofern folgende 
Voraussetzungen erfüllt sind: 
a) Der Anbieter hat keine tatsächliche Kenntnis von der rechtswidrigen Tätigkeit oder Information, und, 
in Bezug auf Schadenersatzansprüche, ist er sich auch keiner Tatsachen oder Umstände bewusst, 
aus denen die rechtswidrige Tätigkeit oder Information offensichtlich wird, oder  
b) der Anbieter wird, sobald er diese Kenntnis oder dieses Bewusstsein erlangt, unverzüglich tätig, um 
die Information zu entfernen oder den Zugang zu ihr zu sperren. 
(2) Absatz 1 findet keine Anwendung, wenn der Nutzer dem Diensteanbieter untersteht oder von ihm 
beaufsichtigt wird.  
(3) Dieser Artikel lässt die Möglichkeit unberührt, dass ein Gericht oder eine Verwaltungsbehörde nach 
den Rechtssystemen der Mitgliedstaaten vom Diensteanbieter verlangt, die Rechtsverletzung abzu-
stellen oder zu verhindern, oder dass die Mitgliedstaaten Verfahren für die Entfernung einer Informati-
on oder die Sperrung des Zugangs zu ihr festlegen. 

 


